
 
 
 

ö f f e n t l i c h e  

 
N i e d e r s c h r i f t   Nr. KuS/003/26 

 
 

über die Sitzung des Ausschusses für Kultur und Soziales der Stadt Emmendingen 
am Donnerstag, dem 30.04.2026 im Sitzungssaal des Rathauses 

 
Beginn:  18:00 Uhr     Ende:   20:46 Uhr 
 

 

Tagesordnung:        Drucksache 

1 Fragen von Einwohnerinnen und Einwohnern  
  
2 Niederschrift über die öffentliche Sitzung des Aus-

schusses für Kultur und Soziales Nr. KuS/002/26 der 
Stadt Emmendingen am 26.02.2026 

 

  
3 Jugendbeteiligung Emmendingen, Ergebnisse des 

8er-Rates 2025/26 
0069/26 

  
4 Sachstandsbericht der Stadtbibliothek 0065/26 
  

5 Anpassung der Schließtage zum 01.01.2027 in der 
städtischen Kinderbetreuung aufgrund der Beschlüsse 

der TVöD Tarifrunde 2025-2027 

0043/26 

  
6 Festsetzung der Elternbeiträge für die städtische Kin-

dertages- und Schulkindbetreuung ab 01.09.2026 

0063/26 

  

7 Festsetzung der Elternbeiträge für die Verpflegungs-
pauschalen in der städtischen Kindertages- und 
Schulkindbetreuung ab 01.09.2026 

0066/26 

  
8 Neufassung der Benutzungsordnung der städtischen 

Schulkindbetreuung ab 01.06.2026 

0067/26 

  
9 Kuratorium Kindergartenbedarfsplanung - Aktualisie-

rung der Geschäftsordnung 

0068/26 

  

10 Bekanntgaben der Verwaltung  
  
11 Fragen von Einwohnerinnen und Einwohnern  

  
12 Anfragen der Ausschussmitglieder an die Verwaltung  



 
Anwesenheit: 

 Der Vorsitzende 

Herr Stefan Schlatterer  

 Die Stadträte 

Frau Cora Amberge  
Frau Beate Dumm  
Frau Angela Hauser  

Frau Carola Kreis-Euhus  
Herr Dr. Romen Link  

Herr Rainer Lupberger  
Frau Susanne Michiels  
Frau Katja Müller-Bütow  

Frau Hannah Ohmberger  
Frau Rahel Camille Stahmann-Ammour  

Frau Sultan Toka-Güney  
Herr Martin Zahn  

 Der Schriftführer 

Herr Giuseppe Cannizzaro  

 Die Ortsvorsteher 

Herr Karl Kuhn  

 Die Fachbereichsleiter 

Frau Beate Desenzani  

Frau Jacqueline Schoder  

 Die städtischen Fachvertreter 

Frau Doriana Hug  

Frau Sonja Schneider  
Frau Corinna Stählin  

 
 
 

Abwesend waren: 

 Die Ortsvorsteher 

Herr Klaus Nunn unentschuldigt abwesend 
Herr Andreas Pleuler entschuldigt abwesend 
Herr Felix Schöchlin unentschuldigt abwesend 

 
 

 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass die Tagesordnung dem 
Ausschuss für Kultur und Soziales form- und fristgerecht zugegangen und das Gre-

mium beschlussfähig ist. 
 



 
- TOP 1 - Fragen von Einwohnerinnen und Einwohnern  

 

 
Es werden keine Fragen von Einwohnerinnen und Einwohnern gestellt. 

 
 
 

 



 

- TOP 2 - Niederschrift über die öffentliche Sitzung des 
Ausschusses für Kultur und Soziales Nr. 

KuS/002/26 der Stadt Emmendingen am 
26.02.2026 

 

 
 
Gegen die Niederschrift über die öffentliche Sitzung des Ausschusses für Kultur und 

Soziales Nr. KuS/002/26 der Stadt Emmendingen am 26.02.2026 werden keine Ein-
wendungen erhoben, infolgedessen gilt sie als genehmigt. 

 
 
 

 



 

- TOP 3 - Jugendbeteiligung Emmendingen, Ergebnisse 
des 8er-Rates 2025/26 

0069/26 

Oberbürgermeister Schlatterer leitet den Tagesordnungspunkt ein, indem er die Be-
deutung der Jugendbeteiligung im Rahmen des sogenannten „Achter Rats“ hervor-

hebt. Er betont, dass diese Form der Partizipation seit vielen Jahren erfolgreich in 
Emmendingen durchgeführt werde und bereits konkrete Projekte wie die Gestaltung 
eines Bolzplatzes in der Vergangenheit hervorgebracht habe. Oberbürgermeister 

Schlatterer bedankt sich ausdrücklich bei den teilnehmenden Schülerinnen und Schü-
lern sowie den begleitenden Lehrkräften für ihr Engagement. Anschließend übergibt 

er das Wort an Frau Storz, Leiterin des Referats Ganztagsbildung und Soziale Arbeit, 
erläutert die Struktur und den Ablauf des Achter Rats, der seit dem Schuljahr 
2016/2017 in Emmendingen etabliert ist. Sie hebt hervor, dass in diesem Jahr eine 

Neuerung eingeführt wurde, bei der Expertinnen und Experten aus der Verwaltung, 
dem Landratsamt und dem Stadtrat die Jugendlichen bei der Projektentwicklung und -

umsetzung begleitet hätten. Diese Patenschaft habe sich als äußerst positiv erwie-
sen. Frau Storz berichtet, dass seit September des Vorjahres mehrere Veranstaltun-
gen stattgefunden hätten, darunter ein Jugendrathaus, eine Konferenz, eine Exper-

tenrunde und verschiedene Workshops. Ziel sei es gewesen, die Jugendlichen aktiv 
in die Stadtentwicklung einzubinden und ihre Ideen konkret umzusetzen. 

 
Folgende Schulen nahmen teil: 

- Fritz-Boehle-Werkrealschule 

- Goethe-Gymnasium 
- Karl-Friedrich-Schule (SBBZ Lernen) 

- Markgrafen-Realschule 
 
Die Schülerinnen und Schüler stellten folgende Themen vor: 

- Fahrradtag  
- Müllsammelaktion  

- Kampfsport-Event  
- Essen in den Schulen  
- Büchertauschregale  

- Demokratiebildung  
- Gefahrenstelle Baustellen  

- Manga-Ecke in der Bibliothek  
- Unterführung-Sanierung 

 

Abschließend bedankt sich Frau Storz bei allen Beteiligten und hebt hervor, dass die 
meisten Projekte bereits umsetzbar seien. Sie betont, dass die enge Zusammenarbeit 

mit den Expertinnen und Experten wesentlich zum Erfolg beigetragen habe.  
Oberbürgermeister Schlatterer ergänzt, dass die neue Struktur des Achter Rats, bei 
der die Umsetzung der Projekte von Anfang an mitgedacht werde, sich bewährt habe. 

 
Information: 

Der Ausschuss nimmt die Ergebnisse des 8er-Rates 2025/26 zur Kenntnis.  
 
Der Ausschuss nimmt die Information zur Kenntnis. 

 
 

 



 

- TOP 4 - Sachstandsbericht der Stadtbibliothek 0065/26 

 

 
Frau Grund stellt sich vor und betont, dass die Arbeit der Stadtbibliothek stets eine 

Teamleistung sei. Sie erläutert, dass die Mediennutzung weiterhin rege sei und das 
Lesen nach wie vor eine hohe Nachfrage erfahre. Besonders im Kinderbereich seien 
Bilderbücher mit einer Ausleihquote von bis zu 70 % sehr beliebt. Bei jungen Erwach-

senen sei der Trend „BookTok“ prägend, wodurch auch Sammelobjekte wie Bücher 
mit Farbschnitten verstärkt nachgefragt würden. Im Erwachsenenbereich dominierten 

weiterhin Klassiker wie Krimis und Thriller. Im Sachbuchbereich seien aktuelle The-
men wie „Do It Yourself“, künstliche Intelligenz und Wassersparen im Garten beson-
ders gefragt. Frau Grund berichtet, dass die „Bibliothek der Dinge“ ein erfolgreiches 

Zusatzangebot darstelle. Hier könnten Gegenstände wie Energiemessgeräte, Slack-
lines oder Zackenscheren ausgeliehen werden, was insbesondere für Gelegenheits-

nutzer von Vorteil sei. Hörbücher seien weiterhin beliebt, insbesondere bei sehbehin-
derten Nutzenden, da sie eine barrierefreie Teilhabe ermöglichten. DVDs hätten sich 
ebenfalls wieder erholt und würden verstärkt nachgefragt. Gesellschaftsspiele, die vor 

einigen Jahren als weniger relevant galten, erfreuten sich wieder wachsender 
Beliebtheit, was auf die Bedeutung von Begegnungen und gemeinschaftlichen Aktivi-

täten hinweise. Die Onleihe gewinne zunehmend an Bedeutung, mit jährlich rund 
49.000 Entleihungen. Frau Grund hebt hervor, dass die Stadtbibliothek Emmendingen 
im Verbundvergleich sehr gut abschneide. Sie erwähnt auch die Saatgut-Bibliothek, 

die weiterhin von den Initiatoren betreut werde, sowie den Schwerpunkt auf Angebote 
rund ums Älterwerden, um diese wichtige Nutzergruppe gezielt anzusprechen. Frau 

Grund erläutert das Konzept der Bibliothek als „dritter Ort“, der als Aufenthalts- und 
Lernort ohne Konsumzwang fungiere. Sie hebt hervor, dass die Bibliothek mit 72.000 
Besuchenden im letzten Jahr und 1.752 Jahresöffnungsstunden ein zentraler Ort der 

Begegnung sei. Die Räumlichkeiten würden auch von externen Gruppen wie der 
Spielerunde oder dem English Book Club genutzt. Zudem habe die Bibliothek Veran-

staltungen wie das OC-Café im Schlosserzimmer ermöglicht, um die Räume vielseitig 
zu nutzen. Frau Grund betont die Bedeutung der Leseförderung als Schlüsselkompe-
tenz. Sie beschreibt das Kinderprogramm, das regelmäßig Bilderbuchkino, Ka-

mishibai, Kindertheater und Vorlese- sowie Bastelangebote umfasst. Der Freundes-
kreis der Stadtbibliothek unterstütze diese Aktivitäten finanziell und organisatorisch. 

Der Leseclub, der im letzten Jahr 133 Teilnehmende verzeichnete, sei ein weiteres 
erfolgreiches Angebot, das Kindern durch Clubausweise und Stempelaktionen Anrei-
ze zum Lesen biete. Bibliotheksführungen für Vorschüler, Schulklassen und Erwach-

sene sowie Rechercheschulungen seien ebenfalls zentrale Aufgaben der Bibliothek. 
Frau Grund hebt die Bedeutung der Medienkisten für Kindergärten und Schulen sowie 

die regelmäßige Veröffentlichung von Medientipps auf der Homepage und in sozialen 
Medien hervor. Sie erwähnt, dass eine FSJlerin derzeit eine Ausstellung zum Thema 
„Verbotene Bücher“ vorbereite. Die Bibliothek sei zudem ein Veranstaltungsort, der 

durch eine gute Vernetzung mit Kooperationspartnern wie dem Freundeskreis der 
Stadtbibliothek zahlreiche Angebote ermögliche. Im Jahr 2025 seien insgesamt 110 

Veranstaltungen, Führungen und Ausstellungen durchgeführt worden. Frau Grund 
schließt ihren Bericht mit der Feststellung, dass die Bibliothek ein Ort gelebter Demo-
kratie sei, der gesellschaftliche Teilhabe und Chancengleichheit fördere. Sie betont, 

dass die Rückgabe bewusst nicht automatisiert worden sei, um persönliche Gesprä-
che zu ermöglichen und eine wertschätzende Atmosphäre zu schaffen. Ziel sei es, die 

Angebote der Stadtbibliothek weiterhin an die Bedürfnisse der Nutzenden anzupas-



sen und die Bibliothek als wichtigen Bestandteil der Stadt Emmendingen zu erhalten. 
 
Oberbürgermeister Schlatterer bedankt sich bei Frau Grund für ihren Bericht und hebt 

hervor, dass die Stadtbibliothek ein Beispiel für die Bedeutung freiwilliger Leistungen 
sei. Er betont, dass die zukünftige finanzielle Ausstattung der Städte und Gemeinden 

entscheidend für den Fortbestand solcher Angebote sei. Abschließend lobt er die Ar-
beit der Stadtbibliothek und bedankt sich bei Frau Grund und ihrem Team für ihr En-
gagement. 
 
Information: 

 
Der Kultur- und Sozialausschuss wird über den aktuellen Sachstand informiert. 
 
Der Ausschuss nimmt die Information zur Kenntnis. 

 

 
 
 



 

- TOP 5 - Anpassung der Schließtage zum 01.01.2027 in 
der städtischen Kinderbetreuung aufgrund der 

Beschlüsse der TVöD Tarifrunde 2025-2027 

0043/26 

 

 
Oberbürgermeister Schlatterer erläutert, dass über die Anpassung der Schließtage 
entgegen der ursprünglichen Sitzungsvorschläge nicht entschieden werde, da das 

Thema umfangreich sei und weitere Diskussionen sowie ein erneutes Stimmungsbild 
erforderlich seien. Er betont, dass die bisherigen Überlegungen und Diskussionen im 

Haus gezeigt hätten, dass die Thematik komplex sei und alternative Lösungen geprüft 
werden müssten.  
 

Fachbereichsleiterin Desenzani führt aus, dass der Fachbereich aufgrund umfangrei-
cher Überlegungen zu dem Schluss gekommen sei, dass ein weiterer Schließtag 

künftig unvermeidbar sei. Sie erklärt, dass Schließtage alle Wochentage umfassen, 
an denen die Einrichtung zusätzlich zu den gesetzlichen Feiertagen geschlossen sei. 
Dabei seien Schließtage nicht automatisch freie Tage für Mitarbeitende, da an diesen 

Tagen Fortbildungen, Planungstage, Reinigung oder Betriebsausflüge stattfinden 
könnten, bei denen das Personal anwesend sein müsse, jedoch keine Kinderbetreu-

ung möglich sei. Sie gibt an, dass städtische Einrichtungen derzeit 27 Schließtage 
hätten, was seit der Tarifänderung 2022 gelte. Bei anderen Trägern in der Stadt Em-
mendingen variiere die Anzahl der Schließtage zwischen 20 und 55 Tagen, wobei der 

Durchschnitt bei etwa 30 Tagen liege. Sie erläutert, dass die Stadt bei der Erstattung 
von Personalkosten einen Schlüssel anwende, der auf 30 Schließtagen pro Einrich-

tung basiere. Einrichtungen mit mehr Schließtagen erhielten anteilig weniger finanziel-
le Mittel. Fachbereichsleiterin Desenzani berichtet weiter, dass die aktuelle Situation 
durch tarifliche Änderungen geprägt sei. Mitarbeitende hätten Anspruch auf 30 Ur-

laubstage, zwei Regenerationstage, zwei bis vier zusätzliche Tage für Fortbildungen 
und andere Aktivitäten sowie zwei Umwandlungstage und drei Tauschtage. Dies füh-

re zu einer Abwesenheit von 34 bis 41 Tagen pro Jahr, ohne Krankheitstage einzube-
ziehen. Ab 2027 werde sich die Situation durch einen weiteren Urlaubstag verschär-
fen. Sie betont, dass der Fachkräftemangel, die demografische Entwicklung und die 

neuen tariflichen Regelungen die Situation zusätzlich erschwerten. Die Stadt habe 
bisher versucht, die Auswirkungen der optionalen Tage durch organisatorische Maß-

nahmen abzufedern, jedoch sei dies langfristig nicht ausreichend. 
 
Oberbürgermeister Schlatterer hebt hervor, dass die Zielsetzung der Stadt bisher auf 

25 Schließtagen gelegen habe, dies jedoch aufgrund der Personalsituation und der 
tariflichen Rahmenbedingungen nicht umsetzbar sei. Er betont, dass die Stadt nicht 

beliebig mehr Personal einstellen könne, da der Arbeitsmarkt dies nicht hergebe. Zu-
dem sei ein hoher Anteil der Mitarbeitenden in Teilzeit tätig, was die Problematik ver-
schärfe. Er plädiert dafür, die Diskussion in den Fraktionen fortzusetzen und Rück-

meldungen an die übergeordnete Politik zu geben, um auf die Konsequenzen der Ta-
rifabschlüsse hinzuweisen. 

 
SRin Michiels fragt nach der Notwendigkeit von Putztagen und schlägt vor, diese 
durch professionelle Reinigungsunternehmen durchführen zu lassen. Zudem äußert 

sie Verwunderung über den Fachkräftemangel, da kürzlich Gruppen aufgrund fehlen-
der Kinder geschlossen worden seien. Sie regt an, Springerkräfte einzusetzen, um 

Personalengpässe auszugleichen. Fachbereichsleiterin Desenzani entgegnet, dass 



Springerkräfte bereits eingesetzt würden, jedoch insbesondere in der Schulkindbe-
treuung schwer zu finden seien. Zudem sei es schwierig, Auszubildende nach ihrer 
Ausbildung für eine Tätigkeit als Springer zu gewinnen. 

Abteilungsleiterin Stählin ergänzt, dass Putztage vor allem der Reinigung, Sortierung 
und Überprüfung von Materialien und Spielsachen dienten, was nur von pädagogi-

schem Personal durchgeführt werden könne. Sie betont, dass die Organisation sol-
cher Tage durch externe Dienstleister mit zusätzlichen Kosten und Planungsaufwand 
verbunden sei. Sie bestätigt, dass die Tätigkeit als Springer für viele Fachkräfte eine 

Herausforderung darstelle. 
 

SRin Ohmberger weist darauf hin, dass viele Mitarbeitende die zusätzlichen freien 
Tage nicht nur für eine bessere Work-Life-Balance, sondern auch zur Erhaltung ihrer 
Gesundheit nutzten. Sie kritisiert, dass die geplanten Maßnahmen wie die Erhöhung 

der Schließtage und der Elternbeiträge eine zusätzliche Belastung für Familien dar-
stellten. Sie fordert die Verwaltung auf, alternative Lösungen zu prüfen, um Familien 

zu entlasten. 
Oberbürgermeister Schlatterer entgegnet, dass die finanziellen Rahmenbedingungen 
der Stadt keine umfassenden Entlastungen zuließen. Er betont, dass die Stadt ge-

zwungen sei, Leistungen zu streichen, wenn die finanzielle Situation sich weiter ver-
schlechtere.  

Fachbereichsleiterin Desenzani ergänzt, dass die Stadt bereits versucht habe, die 
Auswirkungen der Tarifabschlüsse abzufedern, indem nur ein Teil der zusätzlichen 
Tage an die Eltern weitergegeben worden sei. 

 
SRin Kreis-Euhus lenkt die Aufmerksamkeit auf die Bedürfnisse der Kinder und be-
tont, dass auch diese erholungsbedürftig seien. Sie regt an, soziale Netzwerke zu 

nutzen, um Betreuungslücken zu schließen.  
 

SRin Stahmann-Ammour fragt die Verwaltung, welches der diskutierten Maßnahmen-
pakete das kleinere Übel darstelle.  
Oberbürgermeister Schlatterer schlägt vor, die Entscheidung über die Schließtage 

zurückzustellen und die Diskussion in den Fraktionen fortzusetzen. 
 

SR M. Zahn regt an, die Auswirkungen der Tarifsteigerungen auf die Anzahl der Fehl-
tage zu analysieren.  
Fachbereichsleiterin Desenzani erklärt, dass längere Krankheitsausfälle seit der 

Corona-Pandemie häufiger vorkämen, jedoch keine spezifischen Statistiken vorlägen.  
SR M. Zahn plädiert dafür, die Schließtage langfristig zu reduzieren und mehr Perso-

nal einzustellen, um die Betreuungssituation zu verbessern. 
 
SR Dr. Link betont, dass die Kombination aus erhöhten Schließtagen und steigenden 

Elternbeiträgen ein falsches Signal sende. Er schlägt vor, die Diskussion im Stadtrat 
fortzusetzen und ein Gesamtpaket zu entwickeln, das für alle tragbar sei.  

Abteilungsleiterin Hug ergänzt, dass die Sommerferienbetreuung in der Vergangen-
heit nur wenig in Anspruch genommen worden sei, was auf einen geringen Bedarf 
hindeute. 

 
Oberbürgermeister Schlatterer schlägt abschließend vor, die Vorlage zu den Schließ-

tagen nicht in den Gemeinderat einzubringen und die bisherigen Regelungen beizu-
behalten. Die Diskussion solle fortgesetzt werden, um alternative Lösungen zu finden. 



Die Anpassung der Elternbeiträge solle jedoch wie geplant erfolgen, da diese unab-
hängig von den Schließtagen notwendig sei. 
 

Beschlussvorschlag: 

Der Stadtrat beschließt die Anpassung der Schließtage in der städtischen Kinderbe-

treuung von 27 auf 28 Tage pro Kalenderjahr zum 01.01.2027. 
 
Der Stadtrat beschließt die Änderungssatzungen gemäß Anlage für die beiden Benut-

zungsordnungen der Kindertageseinrichtungen und der Schulkindbetreuung. 
 
Der Ausschuss nimmt die Information zur Kenntnis.  

 
 

 



 

- TOP 6 - Festsetzung der Elternbeiträge für die städti-
sche Kindertages- und Schulkindbetreuung ab 

01.09.2026 

0063/26 

 

 
Abteilungsleiterin Hug erläutert, dass das Thema der Festsetzung der Elternbeiträge 
für die städtische Kindertages- und Schulkindbetreuung ein jährlich wiederkehrendes 

und herausforderndes Thema sei. Sie führt aus, dass die Verwaltung nach Versand 
der Sitzungsvorlage eine Empfehlung der Kirchen und kommunalen Landesverbände 

erhalten habe, die eine Beitragserhöhung im Bereich U3 und Ü3 für zwei Jahre vor-
sehe. Für das Kindergartenjahr 2026/27 werde eine Erhöhung um 4,5 % und für das 
Folgejahr um 4 % empfohlen. Die Verwaltung habe die Stadträte bereits über diese 

Empfehlungen informiert und schlägt vor, die Elternbeiträge entsprechend anzupas-
sen. Dabei verweist sie auf die vorliegenden Tabellen, die die prozentualen Anpas-

sungen und die entsprechenden Beträge in Euro darstellen. Im Bereich der Schul-
kindbetreuung erläutert Abteilungsleiterin Hug, dass die Beiträge auf Basis von Stun-
densätzen kalkuliert würden. Angesichts des bevorstehenden Rechtsanspruchs auf 

ganztägige Bildung und Betreuung ab September habe man das Betreuungsangebot 
angepasst. Da es bislang keine Empfehlungen der Verbände für den Ü3- und Ü6-

Bereich gebe, habe die Verwaltung die Deckungsgrade der vergangenen Jahre ana-
lysiert. Für das Haushaltsjahr 2024 habe man eine Deckung von 38,7 % durch Erträ-
ge festgestellt, wobei 21,7 % durch Elternentgelte gedeckt würden. Abteilungsleiterin 

Hug schlägt vor, die Sätze pro betreute Stunde auf 1,00 € bzw. 1,50 € mit pädagogi-
schem Fachpersonal anzupassen. Für die Ferienbetreuung sei ebenfalls ein Satz von 

1,50 € vorgesehen. Die entsprechenden Tabellen mit den neuen Beiträgen pro Monat 
seien den Stadträten bereits bekannt. 
 

Oberbürgermeister Schlatterer bedankt sich für die Ausführungen und merkt an, dass 
die jährliche Anpassung der Beiträge eine bewährte Praxis sei, um größere Sprünge 

zu vermeiden und die Planbarkeit für Haushalte zu verbessern. 
 
SRin Hauser bittet um eine Erklärung, warum die empfohlenen Beitragserhöhungen 

für die Jahre 2025/26 und 2026/27 mit 4,5 % und 4 % niedriger ausfallen als in den 
Vorjahren, in denen die Erhöhungen bei 7,3 % bzw. 7,5 % lagen.  

Abteilungsleiterin Hug gibt an, dass er keine genaue Erklärung habe, verweist jedoch 
auf mögliche Faktoren wie Tarifsteigerungen und inflationsbedingte Kosten.  
Abteilungsleiterin Stählin ergänzt, dass der Städtetag in seinem Rundschreiben eben-

falls auf diese Faktoren hinweise und die Erhöhungen in den Jahren nach Corona 
geringer ausgefallen seien, um die finanzielle Mehrbelastung zu berücksichtigen. 

 
SRin Stahmann-Ammour äußert ihre Kritik an den hohen Kosten für die Ganztagsbe-
treuung von Kindern unter drei Jahren, die ihrer Meinung nach junge Familien finanzi-

ell stark belasten. Sie betont, dass sie die Notwendigkeit der Beitragserhöhungen 
verstehe, jedoch die Situation für Familien als problematisch empfinde. 

Oberbürgermeister Schlatterer weist darauf hin, dass grundsätzliche Debatten zu die-
sem Thema auf Parteiebene weitergeführt werden sollten. Er verweist auf mögliche 
Aussagen im neuen Koalitionsvertrag in Stuttgart und leitet zur Abstimmung über. 
 
 

 



Beschlussvorschlag: 

a) Der Stadtrat nimmt die Information über die Beitragsanpassungen in der städti-
schen Kindertages- und Schulkindbetreuung zum 01.09.2026 zur Kenntnis.   

 
b) Der Stadtrat beschließt die Änderungssatzung gemäß Anlage zum 01.09.2026. 

 
Abstimmungsergebnis: 

 

SB Ja Nein Eh 

13 9 0 4 

 
Ungeändert beschlossen. 

 
 
 

 



 

- TOP 7 - Festsetzung der Elternbeiträge für die Verpfle-
gungspauschalen in der städtischen Kinderta-

ges- und Schulkindbetreuung ab 01.09.2026 

0066/26 

 

 
Abteilungsleiterin Stählin erläutert, dass die Verwaltung den Auftrag erhalten habe, 
die Gebühren für die Verpflegung regelmäßig zu überprüfen und bei Bedarf anzupas-

sen. Sie erinnert daran, dass die Verpflegungspauschale für die Kitas auf Basis der 
Kosten für Waren, Verbrauch, hauswirtschaftliches Personal und Essenstransport 

kalkuliert wurde. Nach einem Jahr Laufzeit sei eine moderate Anpassung erforderlich, 
da die Preisentwicklung dies notwendig mache. Sie führt aus, dass in einigen Berei-
chen, wie der Krippe, die Beiträge für Mittagessen, Frühstück und Snacks leicht er-

höht werden könnten, während im Kindergartenbereich die Kosten für Mittagessen 
aufgrund der größeren Mengen gesenkt werden könnten. Für die Schulkindbetreu-

ung, die teilweise über Caterer und teilweise über Mensabetriebe organisiert wird, sei 
eine durchschnittliche Steigerung der Verpflegungspauschalen um 2,1 % vorgesehen. 
Sie betont, dass die Verwaltung weiterhin bemüht sei, Einsparpotenziale zu identifi-

zieren, insbesondere im Bereich der Rückerstattung von Verpflegungspauschalen. 
Derzeit werde eine Rückerstattung ab einer Fehlzeit von fünf Werktagen in Folge ge-

währt, sofern die Kinder frühzeitig abgemeldet würden. Dies verursache jedoch einen 
erheblichen Verwaltungsaufwand, da nur 1,02 % der Essen im Kita-Bereich und 0,9 
% im Schulkindbereich betroffen seien. Daher schlage die Verwaltung vor, die Rück-

erstattung künftig nur noch in besonderen Härtefällen zu gewähren. 
Oberbürgermeister Schlatterer ergänzt, dass die vorgeschlagene Regelung eine 

pragmatische Lösung darstelle, um den Verwaltungsaufwand zu reduzieren, ohne 
Familien in Härtefällen im Stich zu lassen. Er betont, dass die Verwaltung flexibel auf 
individuelle Fälle reagieren könne. 

 
SRin Ohmberger zeigt sich überrascht über den hohen Verwaltungsaufwand und 

fragt, ob eine Digitalisierung der Prozesse Abhilfe schaffen könnte. Sie verweist auf 
digitale Lösungen im schulischen Bereich, die Fehlzeitenmanagement erleichtern.  
Abteilungsleiterin Stählin erklärt, dass das Problem nicht in der Erfassung der Fehlzei-

ten liege, sondern in der komplexen Abrechnung mit unterschiedlichen Kostenträgern 
wie Eltern, Jobcenter und anderen Institutionen. Diese Einzelfallprüfungen seien zeit-

aufwendig und könnten nicht automatisiert werden.  
SRin Ohmberger äußert Bedauern über die fehlenden Fortschritte in der Digitalisie-
rung und hinterfragt die geplante Regelung, die Rückerstattung erst ab 20 aufeinan-

derfolgenden Fehltagen zu gewähren. Sie argumentiert, dass dies insbesondere für 
Familien mit geringem Einkommen eine Belastung darstelle und beantragt, die Rege-

lung bei fünf Fehltagen zu belassen. 
Oberbürgermeister Schlatterer entgegnet, dass die Verwaltung eine allgemeingültige 
Regelung benötige, um den Verwaltungsaufwand zu minimieren. Er verweist auf Bei-

spiele aus anderen Städten, in denen die Verpflegung vollständig an externe Anbieter 
ausgelagert sei, was den Verwaltungsaufwand erheblich reduziere. Dennoch wolle 

die Stadt weiterhin Verantwortung übernehmen und flexibel auf Härtefälle reagieren. 
 
SRin Amberge und SRin Toka-Güney äußern Bedenken hinsichtlich der finanziellen 

Belastung für Familien, insbesondere für diejenigen, die knapp über der Grenze für 
staatliche Unterstützung liegen. Sie betonen, dass auch kleinere Beträge wie 30 Euro 

pro Woche für viele Familien eine erhebliche Belastung darstellen könnten.  



Oberbürgermeister Schlatterer versichert, dass die Verwaltung in Härtefällen individu-
elle Lösungen finden werde und verweist auf bestehende Unterstützungssysteme wie 
das Bildungs- und Teilhabepaket (BuT). 

 
Änderungsantrag durch SRin Ohmberger; Änderung des § 4 Abs. 3 b):  

„Bei krankheitsbedingter oder entschuldigter Abwesenheit von mindestens 10 aufei-

nanderfolgenden Öffnungstagen…“ 
 
Abstimmungsergebnis zum Änderungsantrag: 
 

SB Ja Nein Eh 

13 8 5 0 
 
Änderungsantrag angenommen. 
 

Beschlussvorschlag: 

Der Stadtrat beschließt die Anpassung der Elternbeiträge für Essen in der städtischen 

Kinderbetreuung (U3, Ü3, Ü6) sowie die Anpassung der anteiligen Rückerstattung 
von Essensbeiträgen durch die Änderungssatzung zum 01.09.2026 
 

Abstimmungsergebnis geänderter Beschlussvorschlag: 
 

SB Ja Nein Eh 

13 11 0 2 
 
Geändert beschlossen.. 

 
 
 



 

- TOP 8 - Neufassung der Benutzungsordnung der städti-
schen Schulkindbetreuung ab 01.06.2026 

0067/26 

 
 

Abteilungsleiterin Hug erläutert, dass die aktuelle Benutzungsordnung der Schulkind-
betreuung, die seit dem 1. Januar 2023 gültig ist, im Ortsrecht verankert wurde. Auf-
grund des Rechtsanspruchs habe man die bestehende Ordnung einer umfassenden 

Prüfung unterzogen, was letztlich zu einer vollständigen Überarbeitung und einer 
Neufassung geführt habe. Sie gibt an, dass sie auf eine detaillierte Gegenüberstel-

lung der Änderungen verzichte, da zahlreiche Aspekte lediglich präzisiert worden sei-
en. Die neuen Betreuungsangebote seien in die Neufassung aufgenommen worden, 
die ab dem 1. Juni 2026 unter einer neuen Ziffer im Ortsrecht geführt werde, da sie in 

den Schulbereich verschoben werde. Abteilungsleiterin Hug betont, dass die Benut-
zungsordnung als verbindliches Regelwerk für die Schulkindbetreuung diene und von 

den Eltern bei Vertragsunterzeichnung anerkannt werden müsse. Sie verzichtet auf 
eine detaillierte Vorstellung der Benutzungsordnung, weist jedoch darauf hin, dass die 
Schließtage entsprechend der vorherigen Diskussion angepasst würden. 

Oberbürgermeister Schlatterer merkt an, dass die Beschlusslage klar sei, bedankt 
sich jedoch für den Hinweis. 
 
Beschlussvorschlag: 

Der Stadtrat stimmt der neuen Benutzungsordnung wie aus den Anlagen ersichtlich 

und ihrem Inkrafttreten ab 01.06.2026 zu. 
 
Abstimmungsergebnis: 

 

SB Ja Nein Eh 

13 13 0 0 

 
Ungeändert beschlossen. 

 

 
 



 

- TOP 9 - Kuratorium Kindergartenbedarfsplanung - Ak-
tualisierung der Geschäftsordnung 

0068/26 

 
 

Abteilungsleiterin Stählin erläutert, dass die Geschäftsordnung des Kuratoriums zur 
Kindergartenbedarfsplanung aktualisiert wurde. Sie hebt hervor, dass das Kuratorium 
eine langjährige Tradition habe und im Kindergartentagesstättengesetz (KiTaG) ver-

ankert sei. Es handele sich um eine Pflichtaufgabe, die Träger in die Bedarfsplanung 
einzubeziehen. Diese Verpflichtung sei in den neu strukturierten Trägerverträgen, 

insbesondere in den Paragraphen 3 und 6, verankert. Ziel der Zusammenarbeit sei 
es, die Bedarfe der Kinder in der Stadt zu decken und den Rechtsanspruch auf Be-
treuung sicherzustellen. Dabei würden Kriterien wie Chancengleichheit, Bildungsge-

rechtigkeit, Subsidiarität und ein bedarfsgerechtes Angebot berücksichtigt. Sie führt 
aus, dass die Aufgaben des Kuratoriums darin bestünden, den Stadtrat zu beraten 

und Empfehlungen zur Kindergartenbedarfsplanung auszusprechen. Dies umfasse 
die Analyse des Platzangebots, einschließlich der Verteilung von U3- und Ü3-Plätzen 
sowie der verschiedenen Betreuungsmodelle wie Halbtags- und Ganztagsplätze. 

Darüber hinaus berate das Kuratorium über Aufnahmeverfahren, die Umsetzung von 
Bundes- und Landesprogrammen sowie fachliche, organisatorische und qualitative 

Aspekte. Abteilungsleiterin Stählin beschreibt die Struktur der Geschäftsordnung, die 
eine Präambel, die Aufgaben, die Zusammensetzung, den Vorsitz und die beratenden 
Mitglieder sowie das Verfahren umfasse. Die Änderungen beträfen redaktionelle An-

passungen, wie die Aktualisierung von Formulierungen, sowie die Konkretisierung der 
Auslastungsprüfung und die Verankerung statistischer Grundlagen. Er betont, dass 

die Änderungen die Praxis widerspiegelten und die Datenbasis für die Bedarfspla-
nung verbesserten. Die Synopse der Änderungen sei den Mitgliedern zur Verfügung 
gestellt worden. 

 
Oberbürgermeister Schlatterer äußert sich positiv über die vertrauensvolle Zusam-

menarbeit mit den externen Partnern und hebt hervor, dass das Kuratorium ein effek-
tives Instrument sei. Er betont die Bedeutung des Tagesordnungspunkts „Sonstiges“, 
da hier oft zusätzliche Themen angesprochen würden. 

 
SRin Michiels regt an, dass auch Stadträte ohne Stimmrecht als Gäste an den Sit-

zungen des Kuratoriums teilnehmen dürfen. Sie argumentiert, dass eine direkte Teil-
nahme an den Beratungen einen besseren Einblick ermögliche als die bloße Einsicht 
in Protokolle. 

 
SRin Hauser entgegnet, dass das Kuratorium eine Arbeitsgruppe von Fachleuten sei, 

die sich auf Augenhöhe austauschten. Sie spricht sich gegen eine Erweiterung der 
Gruppe aus, da dies die Effizienz beeinträchtigen könnte. Sie betont, dass die Gruppe 
Empfehlungen an den Gemeinderat gebe und die politische Entscheidung auf einer 

anderen Ebene getroffen werde. 
 

SRin Stahmann-Ammour fragt nach der Rolle der Vertreter des Elternbeirats und ob 
diese als sachkundige Personen oder als feste Mitglieder des Kuratoriums betrachtet 
würden.  

Abteilungsleiterin Stählin erklärt, dass die Vertreter des Gesamtelternbeirats in der 
Zusammensetzung des Kuratoriums berücksichtigt seien und als feste Mitglieder an-

gesehen würden, da sie ein gewähltes Diskussionsgremium repräsentierten. 



 
Änderungsantrag durch SRin Michiels zu § 4 der Geschäftsordnung : 

„Auch Stadträtinnen und Stadträte dürfen beratend (ohne Stimmrecht) an den Sitzun-

gen des Kuratoriums teilnehmen.“ 
 
Abstimmungsergebnis zum Änderungsantrag: 
 

SB Ja Nein Eh 

13 3 9 1 

 
Änderungsantrag abgelehnt. 
 

Beschlussvorschlag: 

Der Stadtrat beschließt die im Entwurf vorliegende veränderte Geschäftsordnung des 
Kuratoriums zur Kindergartenbedarfsplanung. 

 
Abstimmungsergebnis zum Beschlussvorschlag: 

 

SB Ja Nein Eh 

13 11 0 2 

 
Ungeändert beschlossen. 

 
 

 
 



 

- TOP 10 - Bekanntgaben der Verwaltung  

 

 
Oberbürgermeister Schlatterer gibt bekannt: 

 
1. Einrichtung einer Gemeinschaftsschule an der Fritz-Boehle-Schule: 

 

Gemäß Beschlussfassung vom Januar 2025 hat die Verwaltung einen Antrag 
auf Aufhebung der Werkrealschule bei gleichzeitiger Einrichtung der Gemein-

schaftsschule zum Schuljahr 2026/2027 gestellt. 
 
Der Antrag wurde durch das Regierungspräsidium in Abstimmung mit dem Kul-

tusministerium bewilligt. 
 

Die Gemeinschaftsschule startet somit im September 2026. 
 

2. Einrichtung einer Ganztagesschule an der Karl-Friedrich-Schule, SBBZ Lernen: 

 
Gemäß Beschlussfassung vom Oktober 2024 hat die Verwaltung den Antrag 

auf Einrichtung einer Ganztagesschule in verbindlicher Form an der Karl-
Friedrich-Schule gestellt. 
 

Die Einrichtung einer Ganztagesschule wurde seitens des Regierungspräsidi-
ums zum Schuljahr 2026/2027 bewilligt. 

 
Schule und Schulträger haben gemeinsam entschieden den GTS-Start um ein 
Jahr zu verschieben. 

 
Die Gründe sind vielfältig, u.a. laufender Prozess zur künftigen Raumnutzung, 

ausstehende bauliche Maßnahmen, personelle Veränderungen. 
 
Die Verwaltung wird beim RP die Verschiebung der Inbetriebnahme auf das 

Schuljahr 2027/2028 beantragen. Die Schulkonferenz wird vorab beteiligt. 
 

 
 
 



 

- TOP 11 - Fragen von Einwohnerinnen und Einwohnern  

 

 
Es werden keine Fragen von Einwohnerinnen und Einwohnern gestellt. 

 
 
 

 



 

- TOP 12 - Anfragen der Ausschussmitglieder an die Ver-
waltung 

 

 
 

SR Dr. Link richtet eine Frage zur Betreuungssituation an der Mehrwein-Grundschule 
an die Verwaltung. Er führt aus, dass es wiederholt Rückmeldungen von Eltern gebe, 
die auf eine unzureichende Anzahl an Betreuungsplätzen im Hort hinweisen würden. 

Laut seinen Informationen existierten Wartelisten mit 15 bis 20 offenen Plätzen. Er 
bittet um eine Erklärung, warum keine zusätzlichen Plätze angeboten werden könnten 

und erkundigt sich nach dem aktuellen Stand der Situation. 
Abteilungsleiterin Hug erläutert, dass der Hort im Gegensatz zur allgemeinen Schul-
kindbetreuung einer Betriebserlaubnis nach den Vorgaben des KVJS bedürfe. Diese 

beinhalte spezifische Anforderungen an den Personalschlüssel und die räumlichen 
Gegebenheiten. Der Hort sei ursprünglich mit zwei Gruppen à 20 Kindern gestartet 

und später auf 45 Plätze erweitert worden, was die räumlichen Kapazitäten maximal 
ausgeschöpft habe. Weitere Erweiterungen seien bislang nicht erfolgt. Abteilungslei-
terin Hug führt aus, dass die Nachfrage nach Hortplätzen weiterhin bestehe, obwohl 

die Schulkindbetreuung bis 15:00 Uhr als Alternative angeboten werde. Sie erklärt, 
dass der Landkreis bisher nur pädagogische Angebote bezuschusse, zu denen der 

Hort zähle, nicht jedoch die Schulkindbetreuung. Es bestehe jedoch die Hoffnung, 
dass sich dies mit der Einführung des Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreuung än-
dere. Abteilungsleiterin Hug weist darauf hin, dass eine weitere Horterweiterung bis-

lang nicht umgesetzt worden sei, da Betreuungsangebote, die über den Rechtsan-
spruch von acht Stunden hinausgingen, derzeit nicht gefördert würden. Die zusätzli-

chen zwei Stunden, die der Hort biete, fielen somit nicht unter die Förderung. Die 
Verwaltung wolle die Fördermodalitäten abwarten, bevor eine Entscheidung über eine 
mögliche Erweiterung getroffen werde. Sie betont, dass die Eltern in Gesprächen auf 

die Schulkindbetreuung bis 15:00 Uhr oder auf die Möglichkeit eines Wechsels zu 
einer kostenfreien Ganztagsschule hingewiesen würden. 

 
Oberbürgermeister Schlatterer ergänzt, dass die Komplexität des Systems dazu füh-
re, dass viele Eltern die bestehenden Angebote nicht vollständig überblickten. Häufig 

seien Gespräche erforderlich, um eine passende Lösung zu finden. Er äußert die 
Hoffnung, dass sich die Situation mit der Einführung des Ganztagsanspruchs verbes-

sern werde. 
 
 

 



 

 
 

 
Der Vorsitzende schließt die öffentliche Sitzung um 20:46 Uhr. 

 
 
 

 
Schriftführer:       Der Vorsitzende: 

 
 
 

_________________________    ___________________________ 
Datum    Giuseppe Cannizzaro Datum              Stefan Schlatterer
   

 
       

         Die Mitglieder: 
 

 
    
         ___________________________ 

         Datum                        Unterschrift 
 

 
 

         ___________________________ 

         Datum                        Unterschrift 
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